Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 2616 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP, FVP 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Selbstverwaltung und 
über Änderungen von Vorschriften auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung (Selbstverwal- 
tungsgesetz) in der Fassung vom 13. August 

1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427) in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Ergänzung des Selbst- 
verwaltungsgesetzes vom 18. Juni 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 405) sowie des § 224 Abs. 2 
des Sozialgerichtsgesetzes vom 3. September 

1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1239) wird wie 
folgt geändert: 

§ 2 Abs. 11 erhält die folgende Fassung: 


Bonn, den 5. Juli 1956 


„(11) die Amtsdauer der in der ersten 
Wahl gewählten Mitglieder der Organe, der 
Versichertenältesten und der Vertrauens- 
männer endet am 30. Juni 1958. Die Amts- 
dauer der in jeder folgenden Wahl Gewähl- 
ten endet ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt 
der Durchführung der Wahl vier Jahre nach 
dem. Ablauf der Amtsdauer der in der vor- 
ausgegangenen Wahl Gewählten. Die Ge- 
wählten bleiben nach Ablauf ihrer Amts- 
dauer im Amt, bis ihre Nachfolger eintre- 
ten. Wiederwahl ist zulässig; sie kann jedodi 
für die nächste Amtsdauer von dem Betref- 
fenden abgelehnt werden.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Cillien und Fraktion 

Ollenhauer und Fraktion 

Dr. Dehler und Fraktion 

Seiboth und Fraktion 

Dr. Brühler und Fraktion 

Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rhein all ee 20. Telefon 3551 



Begründung 

Das Gesetz über die Selbstverwaltung und 
über Änderungen von Vorschriften auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung vom 22. Fe- 
bruar 1951 (BGBl. I S. 124) ist zum ersten 
Mal durch das Änderungs- und Ergänzungs- 
gesetz zum Selbstverwaltungsgesetz vom 
13. August 1952 (BGBl. I S. 421), zum zwei- 
ten Mal durch das Gesetz zur Ergänzung des 
Selbstverwaltungsgesetzes vom 18. Juni 1953 
(BGBl. I S. 405) geändert worden. Außer- 
dem wurde sein § 9 durch § 224 Abs. 2 
des Sozialgerichtsgesetzes vom 3. September 
1953 (BGBl. I S. 1239) außer Kraft gesetzt. 
Das vorliegende Gesetz — nunmehr als 
Drittes Gesetz zur Änderung des Selbst- 
verwaltungsgesetzes bezeichnet — bezweckt, 
durch die die vorgesehene Neufassung des 
§ 2 Abs. 11 nach Möglichkeit zu vermei- 
den, daß die Wahlen für die Organe der So- 
zialversicherungsträger mit den politischen 
Wahlen zusammenfallen. Es erreicht diesen 
Zweck, indem es den bisherigen Termin für 
die Beendigung der Amtsdauer der in der 
ersten Wahl Gewählten vom 31. Dezember 
1957 auf den 30. Juni 1958 verlegt. Gleich- 
zeitig wird festgelegt, daß von diesem Zeit- 
punkt ab vierjährige Wahlperioden laufen. 



